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Bremische Bürgerschaft 
Landtag 
21. Wahlperiode 
 
 
 
Anfragen in der Fragestunde der 34. Sitzung 
 
 
Anfrage 1: Klare Regelungen, enge Fristen: Wie realistisch sind Neuwahlen in 
Bremen überhaupt noch? 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat vor dem Hintergrund von Artikel 76 der Landesverfassung 
und § 59 des Bremischen Wahlgesetzes die tatsächliche rechtliche und organisatori-
sche Möglichkeit, die Wahlperiode der Bremischen Bürgerschaft vorzeitig zu beenden 
und innerhalb der gesetzlichen Fristen eine Neuwahl durchzuführen? 
 
2. Welche konkreten rechtlichen, organisatorischen und zeitlichen Voraussetzungen 
müssten erfüllt sein, damit eine vorzeitige Beendigung der Wahlperiode und eine an-
schließende Neuwahl im Land Bremen überhaupt fristgerecht umgesetzt werden 
könnten? 
 
3. Hält der Senat diesen verfassungsrechtlich vorgesehenen Ablauf unter den tat-
sächlichen parlamentarischen, administrativen und wahlorganisatorischen Bedingun-
gen in Bremen derzeit für realistisch praktikabel? 
 
Zu den Fragen 1 und 3: 
Die Frage einer Durchführung vorgezogener Neuwahlen stellt sich aus Sicht des Se-
nats gegenwärtig nicht. 
Jede Durchführung von Wahlen – insbesondere vorgezogener Wahlen (wie die Bun-
destagswahl 2025) – stellt die Wahlorgane und Wahlämter vor erhebliche Herausfor-
derungen. 
Im Falle einer vorzeitigen Beendigung der Wahlperiode der Bremischen Bürgerschaft 
müsste eine Neuwahl nach Art. 76 Abs. 3 der Bremischen Landesverfassung spätes-
tens an dem Sonntag oder gesetzlichen Feiertag stattfinden, der auf den 70. Tag 
nach der Entscheidung über die vorzeitige Beendigung der Wahlperiode folgt. 
 
Demgegenüber haben Nordrhein-Westfalen und Mecklenburg-Vorpommern für vorge-
zogene Neuwahlen in den Landesverfassungen jeweils Fristen von 90 Tagen (Art. 35 
Abs. 2 der Landesverfassung Nordhein-Westfalen und Art. 27 Abs. 2 Satz 3 der Lan-
desverfassung Mecklenburg-Vorpommern); im Falle einer Auflösung des Bundestages 
findet die Neuwahl innerhalb von 60 Tagen statt (Art. 39 Abs. 1 Satz 4 des Grundge-
setzes). 
 
Aus Sicht des Landeswahlleiters wäre vor dem Hintergrund der bei der Bundestags-
wahl 2025 gesammelten Erfahrungen eine ordnungsgemäße Durchführung vorgezo-
gener Neuwahlen im Land Bremen innerhalb der geltenden Fristen außerordentlich 
schwierig. Die vor Jahrzehnten festgelegten Zeiträume würden seines Erachtens we-
gen der Komplexität des hiesigen Wahlrechts und der Notwendigkeit der zeitgleichen 
Durchführung der Beirätewahlen kaum ausreichen, um die Vielzahl der komplexen 
Aufgaben und die rechtssichere Abwicklung aller Wahlvorgänge mit den notwendigen 
Prüfungen zu gewährleisten; zudem würden die knappen Fristen auch die Parteien bei 
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der Aufstellung und Einreichung der Wahlvorschläge sowie die ordnungsgemäße Ab-
wicklung der Briefwahl vor erhebliche Probleme stellen. 
 
Der Senat nimmt die Bedenken des Landeswahlleiters ernst, geht aber gleichwohl da-
von aus, dass eine ordnungsgemäße Durchführung etwaiger vorgezogener bremi-
scher Neuwahlen – trotz bestehender Schwierigkeiten – grundsätzlich auch innerhalb 
der derzeit geltenden Fristen möglich wäre. 
 
Zu Frage 2: 
Aus Sicht des Landeswahlleiters sollte die Frist aus Art. 76 Abs. 3 der Bremischen 
Landesverfassung um zumindest 35 Tage verlängert werden und sodann eine ent-
sprechende Anpassung der Teilfristen im Bremischen Wahlgesetz erfolgen.  
 
In organisatorischer Hinsicht bräuchten die Wahlämter zur Durchführung etwaiger 
vorgezogener bremischer Wahlen unverzüglich eine Unterstützung durch möglichst 
erfahrenes Personal aus anderen Dienststellen, für die der Senat Sorge tragen würde. 
Für bestimmte Aufgaben wären die Wahlämter zudem auf externe Unternehmen und 
Dienstleister angewiesen (Transporte von Materialien, Druck von Stimmzetteln und 
Umschlägen, Versand von Briefwahlunterlagen usw.).  
In Bremerhaven müssten darüber hinaus kurzfristig geeignete Alternativen für das 
Auszählzentrum, Lagerflächen und Schulungsräume gesichert werden. 
 
 
Anfrage 2: Kontrolle arbeitsrechtlicher und tarifvertraglicher Regelungen zur 
Sonntagsarbeit im Land Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Thorsten Raschen, Sina Dertwinkel, Dr. Wiebke Win-
ter und Fraktion der CDU 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. In welcher Form und auf welcher gesetzlichen Grundlage soll der Magistrat die Ein-
haltung arbeitsrechtlicher Regelungen zum Freizeitausgleich sowie tarifvertraglicher 
Regelungen zur angemessenen Vergütung von Sonn- und Feiertagsarbeit im „Mein 
Outlet & Shopping-Center“ Bremerhaven kontrollieren beziehungsweise auf deren 
Einhaltung hinwirken? 
 
2. Welche Erkenntnisse hat der Senat über die Nichteinhaltung entsprechender ar-
beitsrechtlicher und tarifvertraglicher Regelungen in Einzelhandelsbetrieben im Land 
Bremen, die aufgrund der Regelungen im Bremischen Ladenschlussgesetz an einzel-
nen Sonn- und Feiertagen öffnen dürfen, und welche Vergütung von Sonn- und Feier-
tagsarbeit hält er für „angemessen“? 
 
3. Welche Institutionen sind dafür zuständig, die Einhaltung entsprechender arbeits-
rechtlicher und tarifvertraglicher Regelungen im Land Bremen zu kontrollieren, und 
inwiefern nimmt das „Mein Outlet & Shopping-Center“ gegenüber anderen Einzelhan-
delsbetrieben beziehungsweise Einkaufscentern im Land Bremen hier aus Sicht des 
Senats eine Sonderrolle ein? 
 
Zu Frage 1: 
Die Einhaltung gesetzlicher Regelungen zum Schutz von Beschäftigten, beispiels-
weise über die Höchstdauer der täglichen Beschäftigung, über Ausgleichszeiten und 
über beschäftigungsfreie Sonntage, wird durch die Gewerbeaufsicht des Landes Bre-
men kontrolliert. Für die Zahlung von Sonn- oder Feiertagszuschlägen gibt es keine 
gesetzliche Verpflichtung. Dies kann im Rahmen von tarifvertraglichen Regelungen 
gestaltet werden und liegt in der Hand der Tarifvertragsparteien.  
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Zu Frage 2: 
Dem Senat liegen keine Kenntnisse über die Nichteinhaltung entsprechender arbeits-
rechtlicher und tarifrechtlicher Regelungen im Einzelhandelsbereich und der Regelun-
gen des Bremischen Ladenschlussgesetzes vor.  
Der Senat vertritt die Auffassung, dass Arbeit an Sonntagen zusätzlich vergütet wer-
den sollte. Dort, wo regelhaft Ausnahmen vom Verbot der Sonntagsarbeit gemacht 
werden, wie im „Mein Outlet & Shopping Center“, sollte diese Arbeit regelhaft zusätz-
lich vergütet werden. 
 
Zu Frage 3: 
Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit prüft unter anderem die Einhaltung der Arbeitsbe-
dingungen nach dem Mindestlohngesetz. Die Aufsicht über die Einhaltung der Rege-
lungen des Bremischen Ladenschlussgesetzes obliegt der Gewerbeaufsicht des Lan-
des Bremen. 
Im Einzelhandel müssen Geschäfte an Sonn- und Feiertagen weitestgehend ge-
schlossen sein. Im „Mein Outlet“ darf an 20 Sonntagen ein erweitertes Warenangebot 
verkauft werden, welches auch über das erlaubte Warenangebot anderer Ausflugsorte 
hinausgeht. Das Center nimmt daher eine Sonderrolle - auch für die Beschäftigung 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern an Sonntagen - ein. 
 
 
Anfrage 3 wurde von den Fragestellenden zurückgezogen.  
 
 
Anfrage 4: Wie kann der Senat „illegaler Müllablagerung“ und nicht der „Vi-
deoüberwachung“ eine Abfuhr erteilen? 
Anfrage der Abgeordneten Hartmut Bodeit, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
Bitte alle Fragen getrennt beantworten! 
 
1. Wie ist die aktuelle Rechtslage im Land Bremen bezüglich möglicher Videoüberwa-
chungen von Containerplätzen und anderen Orten illegaler Müllablagerungen (beson-
ders hinsichtlich des Datenschutzes), welche rechtlichen und politischen Möglichkei-
ten liegen dem Senat vor, um daran was zu ändern, und welche tatsächlichen Ände-
rungen und (Gesetzes-)Initiativen auf Landes- und Bundesebene plant der Senat? 
 
2.Wie bewertet der Senat (rechtlich und politisch) andere Kommunen und Städte, die 
Videoüberwachungsprojekte im öffentlichen Raum gegen illegale Müllablagerungen 
starten (beispielsweise Ludwigshafen)? 
 
3. Welche anderen Möglichkeiten hat der Senat, um trotz der aktuellen rechtlichen 
Lage Videoüberwachungen gegen illegale Müllablagerungen durchzuführen? 
 
Zu Frage 1 und 3 werden zusammen beantwortet: 
Für Videoüberwachungen des öffentlichen Raums zur Bekämpfung illegaler Ablage-
rungen fehlt im Land Bremen in der geltenden Fassung des Bremischen Polizeigeset-
zes beziehungsweise des Ausführungsgesetzes zur EU-Datenschutzgrundverordnung 
eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage. 
Um daran etwas zu ändern, müssten eine gesetzliche Grundlage beispielsweise im 
Bremischen Ausführungsgesetz zur EU-Datenschutz-Grundverordnung geschaffen 
werden. Der Senat prüft derzeit eine entsprechende Gesetzesinitiative. Eine entspre-
chende Rechtsgrundlage müsste entsprechend der datenschutzrechtlichen Vorgaben 
ausgestaltet werden und den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wahren. 
 
 



- 4 - 

 

Umdruck Fragestunde Landtag 
 

Zu Frage 2: 
In mehreren Bundesländern wurden landesgesetzliche Grundlagen für die Videoüber-
wachungen von Containerplätzen und anderen Orten illegaler Ablagerungen einge-
führt. Die ersten vorliegenden Erfahrungsberichte sind dabei eher uneinheitlich. 
Ludwigshafen hat das Pilotprojekt einer mobilen Überwachung abgeschlossen. Der 
Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
hat die Konzeption intensiv begleitet und das Pilotprojekt aufgrund der Einhaltung 
hoher datenschutzrechtlicher Anforderungen gebilligt. 
In Garbsen bei Hannover wird ein konkreter Container-Standort per Videoüberwa-
chung mit Lautsprecherdurchsagen und ohne Aufzeichnung überwacht. In Oldenburg 
hat der Betreiber eines Einkaufsparks die Überwachung eines dortigen Container-
standorts eingeführt. Die feststehende Videoüberwachung einzelner Standorte kann 
für den jeweils überwachten Einzelstandort eine Entlastung von illegalen Ablagerun-
gen bewirken. Das einen gesamtstädtischen Ansatz verfolgende Ludwigshafen hat 
nach Auswertung seines 6-monatigen Pilotprojekts allerdings mitgeteilt, dass das 
„Erwischen auf frischer Tat“ durch den Abfallvollzugsdienst nach wie vor die effek-
tivste Methode darstellt. Überführt und mit einem Bußgeld belegt werden konnte in 
den sechs Monaten des Projekts aufgrund der Videoüberwachungen nur ein Fall. 
 
 
Anfrage 5: Ist das SEK auf dem Wasser noch einsatzfähig? 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, Christine Schnittker, Dr. Wiebke Win-
ter und Fraktion der CDU 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Inwieweit verfügt das Spezialeinsatzkommando (SEK) über ein Boot und ist somit 
auf dem Wasser in Bremen aktuell einsatzfähig? 
 
2. Welche Einsatzszenarien wären aus Sicht des Senats grundsätzlich möglich? 
 
3. Welche Kosten wären für eine Reparatur beziehungsweise Neuanschaffung eines 
Bootes für das SEK anzusetzen, und inwieweit ist das für den kommenden Doppel-
haushalt eingeplant? 
 
Zu Frage 1: 
Das Bremer Spezialeinsatzkommando (SEK) verfügt über ein Mehrzweckeinsatzboot 
aus dem Baujahr 2000. Seit Anfang 2024 ist das Mehrzweckeinsatzboot aufgrund al-
tersbedingter, technischer Mängel nicht mehr einsatzfähig. 
 
Zu Frage 2: 
Das SEK Bremen hält personelle Ressourcen und personifizierte Ausstattung für den 
maritimen Einsatz bereit. Hierdurch sind grundlegende Einsatzlagen und Szenarien, 
wie z.B. Notzugriffe auf stationären landgebundenen maritimen Objekten, umsetzbar. 
Die Bewältigung komplexerer Einsatzlagen erfolgt in Zusammenarbeit bzw. mit der 
Unterstützung der anderen Küstenländer.    
 
Einsatzlagen und Szenarien können aufgrund der Vielfältigkeit im Einzelnen nicht in 
Gänze dargestellt werden. 
 
Zu Frage 3: 
Die Wiederherstellung der operativen Betriebsbereitschaft des Bootes wäre mit ei-
nem Finanzvolumen von prognostisch 400.000 Euro möglich. Das Einsatzmittel 
bliebe jedoch in seiner Grundsubstanz dabei 26 Jahre alt, so dass hier nicht mit ei-
nem Nutzungszeitraum ähnlich einer Neubeschaffung gerechnet werden kann.  
 
Der Finanzierungsbedarf für eine Neuanschaffung eines neuen Mehrzweckeinsatz-
bootes inklusive eines Transportanhängers läge bei ca. zwei Millionen Euro. Für eine 
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autarke Einsatzfähigkeit sowie zur Erfüllung der taktischen Anforderungen ist die zu-
sätzliche Beschaffung eines Zugfahrzeugs mit Verladekran erforderlich. 
Die Mittel wären innerhalb der bestehenden Haushaltsansätze z.B. im Rahmen des 
Fuhrparkbudgets der Polizei zu priorisieren. 
 
 
Anfrage 6: Wie geht es weiter mit der Sanierung des Bahnhofs Bremen-Ne-
stadt? 
Anfrage der Abgeordneten Anja Schiemann, Mustafa Güngör und  
Fraktion der SPD 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie bewertet der Senat vor dem Hintergrund der erneuten Verzögerungen insge-
samt den Fortschritt der Modernisierungs- und Sanierungsmaßnahmen am Bahnhof 
Bremen-Neustadt, insbesondere die nunmehr vorgenommene Aufteilung der Gesamt-
maßnahme in zwei Bauabschnitte? 
 
2. Welche konkreten Ursachen haben nach Kenntnis des Senats zu den wiederholten 
Verzögerungen geführt, und welche Maßnahmen hat der Senat gegenüber der DB In-
fraGO ergriffen, um auf eine zügigere Planung, Ausschreibung und Umsetzung hinzu-
wirken? 
 
3. Bis wann ist nach derzeitiger Einschätzung des Senats mit der vollständigen Fer-
tigstellung aller noch ausstehenden Maßnahmen zu rechnen, und welche Möglichkei-
ten sieht der Senat, einzelne Maßnahmen wie insbesondere den Einbau eines Auf-
zugs zur barrierefreien Erreichbarkeit des Bahnsteigs zeitlich vorzuziehen oder zu be-
schleunigen? 
 
Zu Frage 1: 
Die Aufteilung der Maßnahme in zwei Bauabschnitte durch die DB InfraGO AG auf-
grund der im Dezember 2025 erlangten Erkenntnisse ist fachlich weiterhin als positiv 
zu bewerten. Andernfalls hätte die Maßnahmen zur Modernisierung der Verkehrssta-
tion nur mit erneut mehrjährigem Vorlauf durchgeführt werden können. Der aktuelle 
Verlauf der Baumaßnahmen, insbesondere die wiederholten Verzögerungen, entspre-
chen allerdings in keiner Weise den Vorstellungen des Senats. 
 
Zu Frage 2: 
Verantwortlich für die Planung und Umsetzung der Maßnahme ist die DB InfraGO AG 
als Eigentümerin der Infrastruktur. Die aktuellen Verzögerungen sind nach Informati-
onen der DB InfraGO AG insbesondere auf örtliche Besonderheiten zurückzuführen, 
die erst mit Beginn der Bautätigkeiten offensichtlich wurden und erneute Planungs- 
und Prüfvorgänge ausgelöst haben. Die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtent-
wicklung hat ihren Unmut und ihr Unverständnis über den aktuellen Projektfortschritt 
gegenüber dem Leiter des Regionalbereichs Nord der Personenbahnhöfe der DB In-
fraGO AG deutlich gemacht und ausdrücklich eine nachhaltige Verbesserung bei der 
weiteren Planung und Umsetzung des Vorhabens eingefordert. 
 
Zu Frage 3: 
Eine Einschätzung zur Fertigstellung der Gesamtmaßnahme kann zum jetzigen Zeit-
punkt nicht vorgenommen werden. Die DB InfraGO AG arbeitet mit Hochdruck an der 
Fertigstellung des ersten Bauabschnitts und wird im Anschluss mit der Detailplanung 
des zweiten Bauabschnitts beginnen. Die zeitliche Realisierung ist abhängig von so-
genannten „Sperrpausen“, die durch die DB InfraGO im Kontext der übrigen Baumaß-
nahmen im Netz festgelegt werden müssen. Eine vorgezogene Umsetzung einzelner 
Maßnahmenteile wie zum Beispiel der Einbau eines Aufzuges ist laut Auskunft der Ei-
gentümerin unter anderem aufgrund technischer Abhängigkeiten nicht möglich.  
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Anfrage 7: Beschäftigte profitieren: Entwicklung der Tarifbindung im Land Bre-
men 
Anfrage der Abgeordneten Volker Stahmann, Mustafa Güngör und  
Fraktion der SPD 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie hat sich die Tarifbindung im Land Bremen seit 2014 entwickelt, welche Fakto-
ren haben die Entwicklung der Tarifbindung maßgeblich beeinflusst, und welchen 
Einfluss hat die Allgemeinverbindlicherklärung bei der Tarifbindung? 
 
2. Sind indirekte Tarifbindungen durch Allgemeinverbindlichkeit oder Bezahlung ana-
log zu Tarifverträgen, wie zum Beispiel in der Leiharbeit in den Zahlen der Tarifent-
wicklung, enthalten, und wie groß ist ihr jeweiliger Anteil? 
 
3. Welche weiteren Maßnahmen hält der Senat für geeignet, um die Tarifbindung zu-
künftig positiv zu beeinflussen? 
 
Zu Frage 1: 
Laut IAB-Betriebspanel haben im Jahr 2025 im Land Bremen 60 Prozent der Be-
schäftigten in Betrieben gearbeitet, in denen ein Branchen- oder Haustarifvertrag 
Anwendung fand. Abgesehen von leichten Schwankungen und „statistischen Ausrei-
ßern“ aufgrund der Erhebungs- und Hochrechnungsmethodik war dieser Wert in den 
letzten zehn Jahren relativ konstant. 2014 betrug er 58 Prozent. Bei der Tarifbindung 
der Betriebe zeigt sich eine leicht abnehmende Tendenz, und zwar von 25 Prozent 
im Jahr 2014 auf 21 Prozent im Jahr 2025.  
 
Das Statistische Landesamt weist im Rahmen der Verdiensterhebung für 2025 einen 
Anteil von 56 Prozent der Beschäftigten und 29 Prozent der Betriebe als tarifgebun-
den aus. Für diese Erhebung liegen Vergleichswerte erst seit 2023 vor. Damals lag 
die Tarifbindung bei 57 Prozent der Beschäftigten und bei 23 Prozent der Betriebe. 
Die Tarifbindungswerte für die Vorjahre sind aufgrund methodischer Änderungen mit 
den aktuellen Daten nur eingeschränkt vergleichbar.   
Beide Statistiken belegen, dass die Tarifbindung der Beschäftigten im Land Bremen 
im bundesdeutschen Vergleich überdurchschnittlich hoch ist. 
Kausale Zusammenhänge und Ursachen können – auch im Hinblick auf einen mögli-
chen Einfluss der Allgemeinverbindlicherklärung – mit den vorliegenden statistischen 
Daten nicht konkret benannt werden.  
 
Zu Frage 2: 
Angaben zu allgemeinverbindlichen Tarifverträgen sind nicht Gegenstand der vorge-
nannten Erhebungen. 
Das IAB-Betriebspanel nennt für das Jahr 2025 einen Wert von 24 Prozent der Be-
triebe, die sich ohne formale Geltung an einem Branchentarifvertrag orientieren. In 
diesen Betrieben arbeiten 16 Prozent der Beschäftigten.  
 
Zu Frage 3: 
Tarifverträge sichern faire Löhne und gute Arbeitsbedingungen. Sie geben Beschäf-
tigten gerade in Zeiten der Transformation Schutz und Sicherheit. Ihr Abschluss ob-
liegt im Rahmen der grundgesetzlich gewährleisteten Tarifautonomie den Tarifver-
tragsparteien.  
 
Der Staat kann die Entwicklung der Tariflandschaft nur begleitend flankieren. Der Bre-
mer Senat nutzt seine Handlungsmöglichkeiten auf Landes- und Bundesebene, um 
Tarifbindung zu stärken und eine positive Entwicklung zu unterstützen. Dazu steht der 
Senat auch im kontinuierlichen Austausch mit Gewerkschaften und Verbänden von 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern.  
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Mit dem Bremischen Tariftreue- und Vergabegesetz setzt die Freie Hansestadt Bre-
men seit vielen Jahren sowohl im Land Bremen als auch bundesweit Impulse. Der Se-
nat sieht es auch als Erfolg langjähriger Bremer Initiativen, dass der Bundesgesetz-
geber zum 1. Mai 2026 das Bundestariftreuegesetz erlassen hat. Außerdem setzt sich 
der Senat auf Bundesebene weiterhin für die Erleichterung der Allgemeinverbindli-
cherklärung von Tarifverträgen ein. 
 
Weitere flankierende Maßnahmen auf Landesebene sieht der Senat im Führen eines 
Landes-Tarifregisters sowie im regelmäßigen Austausch im Rahmen von Branchendi-
alogen.  
 
 
Anfrage 8: Einsatz von neuartigen Container-Scannern im Kampf gegen den 
Drogenschmuggel 
Janina Strelow, Nils Bothen, Volker Stahmann, Mustafa Güngör und  
Fraktion der SPD 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Inwiefern hat der Senat Kenntnis vom Projekt „SilentBorder“ des DLR-Instituts in 
Bremerhaven, das auf die Entwicklung eines neuartigen Tomografen für komische 
Strahlung unter anderem zur Durchleuchtung von Containern für Grenzschutz-, Zoll- 
und Strafverfolgungsbehörden abzielt? 
 
2. Welches Potenzial hat diese Technologie aus Sicht des Senats im Kampf gegen 
den Drogenschmuggel über die Häfen, und welche weiteren Techniken und Maßnah-
men werden im Kampf gegen den Drogenschmuggel vom Senat für sinnvoll erachtet 
und verfolgt? 
 
3. Inwieweit fördert der Senat die Erprobung dieser neuen Technologie im Übersee-
hafen in Bremerhaven oder in anderen Häfen im Land Bremen beziehungsweise in 
welchem Rahmen kann er sich hierfür einsetzen? 
 
Zu Frage 1: 
Der Senat steht im kontinuierlichen Austausch mit dem Deutschen Zentrum für Luft- 
und Raumfahrt (DLR), dem Institut für den Schutz maritimer Infrastrukturen in Bre-
merhaven, und hat in diesem Zusammenhang auch Kenntnis vom Projekt SilentBor-
der erlangt. 
Das DLR war am EU-finanzierten Projekt SilentBorder (Laufzeit 05/2021 - 07/2025) 
beteiligt, bei dem ein neuartiger Hightech-Scanner, der auf der sogenannten Myonen-
tomografie basiert, entwickelt wurde. Ziel ist es, die Sicherheitskontrolle von Fracht-
containern an Grenzen effizienter, sicherer und schneller zu gestalten, um Schmug-
gelware und versteckte Personen zu identifizieren. Das Projekt adressiert damit Her-
ausforderungen, die mit dem Schutz von EU-Außengrenzen verbunden sind, insbe-
sondere im Hinblick auf Schmuggel, Menschenhandel und irreguläre Migration. Die 
Besonderheit des Verfahrens liegt im Einsatz von natürlicher kosmischer Strahlung 
(Myonen), um eine 3D-Darstellung des Containerinhalts zu erstellen, ohne dass 
schädliche Röntgenstrahlung erforderlich wird. Zum derzeitigen Stand kann die im 
Zuge des Projektes entwickelte Technologie verschiedene Materialien unterscheiden 
und verdächtige Objekte sowie Personen im Inneren von Containern lokalisieren. Ein 
Prototyp wurde im Juni 2025 vorgestellt. 
 
Voraussichtlich von Herbst 2026 bis Sommer 2029 wird mit dem Forschungsprojekt 
SilentBorder2 die Weiterentwicklung der Methoden und Algorithmen aus dem Vor-
gängerprojekt angestrebt. Neben 12 Partnern aus Forschung und Industrie sowie 
Steuer-/Zollbehörden aus mehreren europäischen Ländern wird auch das DLR mit 
dem Institut für den Schutz maritimer Infrastrukturen in Bremerhaven koordinierend 
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tätig sein. Marktreife wird während der Laufzeit von SilentBorder2 laut DLR nicht er-
wartet. 
 
Zu Frage 2: 
Zuständig für die Kontrolle von Containern sind die Zollbehörden, so dass abschlie-
ßende Bewertungen zu Techniken und Maßnahmen von diesen vorzunehmen sind. 
Gleichwohl ist der Kampf gegen den Drogenschmuggel über die Häfen eine Gemein-
schaftsaufgabe diverser Bundes-, Landes- und Kommunalbehörden und Institutionen. 
Die Sicherheitsbehörden im Land Bremen betrachten neue, technische Entwicklun-
gen, um entsprechende Verfahren unterstützend in ihre Aufgabenbewältigung einflie-
ßen lassen zu können. Der Einsatz etwaiger, weiterer technischer Mittel und Maßnah-
men im Hafen wird zwischen den betroffenen Behörden im Rahmen von projektbezo-
genen oder behördenübergreifenden Austauschformaten erörtert, wie z.B. in der 
„Ressortübergreifenden Arbeitsgruppe Hafensicherheit (RÜAG)“. Vertreter:innen des 
Zolls nehmen regelmäßig daran teil. Die Senatorin für Wirtschaft, Häfen und Transfor-
mation übernimmt dabei durch die Organisation und Koordination eine moderie-
rende und unterstützende Rolle.  
 
Der Senat begrüßt den Ansatz der Wissenschaft, einen Beitrag zur Erhöhung der Si-
cherheit in den bremischen Häfen zu leisten. Nach eigener Bewertung des DLR ist 
diese neuartige Technologie jedoch noch in der Erprobungs- und Entwicklungsphase. 
Die Entwicklung eines marktreifen Produkts, das die bisherigen Technologien erset-
zen kann, wird noch einige Zeit in Anspruch nehmen.  
 
Die Port Authority Bremen/ das Hansestadt Bremische Hafenamt hält keine eigenen 
Systeme zur Kontrolle von Fracht im Hafen vor. Nach einer Mitteilung des Zolls aus 
April 2026 steht neben der mobilen Röntgenanlage auf dem Terminal dem Zoll mo-
mentan in Bremerhaven ein weiterer Scan Van zur mobilen Durchleuchtung von klei-
neren Gepäck- und Stückgutsendungen sowie Schadstoffmessgeräte (GDA2), Dro-
genschnelltest-Kits, mobile Nah-Infrarot-Spektrometer (NIR-Lab) (Itemizer) zur Stoff-
detektion, RadEye-Detektionsgeräte für die Strahlenmessung sowie Video-Endoskope 
für Hohlrauminspektionen zur Verfügung. 
Die vorhandene Containerprüfanlage wurde zum 01.06.2025 an einen neuen Standort 
innerhalb des Terminalgeländes (Paddocks Parkplatz beim ehemaligen Kühlhaus) 
verlagert. Durch die Einbeziehung der Straße besteht damit die Möglichkeit für den 
Zoll, neben Containern auch Auto- und Kleintransporte zu durchleuchten. Damit kann 
das Kontrollspektrum deutlich erweitert werden. Eine Durchleuchtung von Pkw-Ver-
kehren ist nicht vorgesehen. Hier bleibt es bei anlassbezogenen Durchsuchungen. Im 
Jahr 2026 steht die planmäßige Ausmusterung der bisherigen Containerprüfanlage 
mit einem Austausch durch entsprechende neue Geräte an. Die entsprechende Aus-
schreibung befindet sich in Vorbereitung. 
 
Zu Frage 3: 
Der Anwendungsbereich der beschriebenen Technologie fokussiert sich explizit auf 
die Kontrolle von ein- oder ausgeführten Gütern. Diesbezüglich besteht eine Zustän-
digkeit der Bundeszollbehörden. Für die Polizeivollzugsbehörden im Land Bremen 
entstehen allenfalls in besonderen Einzelfallsituationen entsprechende Bedarfe zur 
„Durchleuchtung.“ Bis dato wurde erforderlichenfalls im Wege der Amtshilfe auf die 
Röntgenanlage des Zolls zurückgegriffen.  
 
Sollte von der Bundeszollverwaltung eine Erprobung der neuen Technologie ange-
strebt werden, würde der Senat ein derartiges Vorhaben unterstützen. Die bestehen-
den sehr guten Kontakte zur Hafenwirtschaft könnten dann bei Bedarf zur Standort-
auswahl eines möglichen Demonstrators genutzt werden. 
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Anfrage 9: Was ist der Sachstand beim Expresskreuz Bremen-Niedersachsen 
(EBN) (2)? 
Anfrage des Abgeordneten Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Welche neuen Erkenntnisse haben sich seit der Nachfrage der FDP-Fraktion vom 
22. Januar 2026 zu den Folgen der verspäteten Bereitstellung des Zugmaterials 
durch Alstom beim Expresskreuz Bremen-Niedersachsen (EBN) ergeben hinsichtlich 
Quantität und Qualität der Ersatzleistungen, Prüfung rechtlicher Schritte gegenüber 
Alstom und tatsächlichem Bereitstellungsdatum der Züge durch Alstom? 
 
2. Wie ist der Sachstand der Planung, der Umsetzung und des Zeitplans bis zur Fer-
tig-stellung der geplanten Bahnwerkstatt für das Expresskreuz Bremen-Niedersach-
sen in Oslebshausen, welche für die Wartung, der laut letzter Ankündigung im Herbst 
2026 zulaufenden Alstom Züge vorgesehen ist? 
 
3. Welche Alternativstandorte für die notwendige Bahnwerkstatt für das Expresskreuz 
Bremen-Niedersachsen sind innerhalb und außerhalb des Landes Bremens aktuell im 
Gespräch und gegebenenfalls in Vorprüfung - insbesondere für den Fall, dass die 
Züge vor Fertigstellung der Bahnwerkstatt zulaufen oder für den Fall, dass die Leis-
tungen des Expresskreuzes Bremen-Niedersachsen gegebenenfalls anderen Anbieter 
als Alstom übertragen werden müssen, wenn Alstom weiterhin nicht in der Lage ist, 
die bestellten Leistungen zu liefern? 
 
Zu Frage 1: 
Die Inbetriebnahme einer ersten Teilflotte im Fahrgastbetrieb bereits im laufenden 
Fahrplan 2026 erscheint nach letzten Informationen der auftraggebenden Landes-
nahverkehrsgesellschaft Niedersachsen aus Vertragsgesprächen mit der Firma Al-
stom nicht mehr wahrscheinlich. Zum Zeitpunkt der Antworterstellung sind elf sechs-
teilige Triebzüge fertig produziert. Neun weitere befinden sich in der Produktion. 
Zwei Fahrzeuge werden der DB Regio AG für Zwecke der Triebfahrzeugführer-Schu-
lung Mitte Juni 2026 übergeben. Nach einer grundsätzlichen eisenbahnrechtlichen 
Zulassung dieser neuen Fahrzeuggeneration ist die Abnahme der ersten von 34 
Triebzügen durch die Landesnahverkehrsgesellschaft Niedersachsen und die Über-
gabe an die DB Regio AG als ausführendes Eisenbahnunternehmen, und damit der 
Start des Fahrgastbetriebs aktuell ab Anfang 2027 vorgesehen. 
Das Ersatzkonzept mit Doppelstockzügen und Elektrotriebzügen ist für das gesamte 
Fahrplanjahr 2026 gesichert und wird insofern bis zum Fahrplanwechsel Ende 2026 
weiter bestehen bleiben. Mittlerweile haben Alstom und DB Regio auch eine Ersatz-
flotte für das Fahrplanjahr 2027 gesichert. Es wird in Anlehnung an den aktuellen Zu-
stand erneut ein Ersatzkonzept mit Doppelstockzügen und Elektrotriebzügen umge-
setzt. 
Zum Stand der Prüfung rechtlicher Schritte der Landesnahverkehrsgesellschaft Nie-
dersachsen als Vertragspartnerin gegenüber der Alstom Transport Deutschland 
GmbH, um für die Lieferverzögerungen monetär entschädigt zu werden, liegen dem 
Senat gegenüber dem Februar 2026 keine neuen Informationen vor. Die durch die 
Ersatzkonzepte entstehenden Kosten werden weiterhin durch die Landesnahverkehrs-
gesellschaft Niedersachsen und die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung 
als Aufgabenträger für den Schienenpersonennahverkehr der Firma Alstom in Rech-
nung gestellt. 
 
Zu Frage 2: 
Die Bahnwerkstatt für das Expresskreuz Bremen/Niedersachsen in Oslebshausen 
wurde bis zur Genehmigungsplanung entworfen. Auf dieser Grundlage ist das Plan-
feststellungsverfahren eingeleitet worden, der Planfeststellungsbeschluss vom 
31.03.2025 wird gerichtlich angefochten. Eine erste Verhandlung vor dem Oberver-
waltungsgericht Bremen soll im Sommer 2026 stattfinden. Bis zum Abschluss dieser 
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Verfahren wird es nach Auskunft der Firma Alstom keine weitere Konkretisierung der 
Planung geben. 
 
Zu Frage 3: 
Für die Instandhaltung der neuen Fahrzeuge ist ab deren Betriebsaufnahme eine 
Werkstatt erforderlich. Diese wird zunächst provisorisch am Standort der Alstom 
Transport Deutschland GmbH in Braunschweig eingerichtet. Die räumlichen Verhält-
nisse dort werden für die vollständigen Instandhaltungstätigkeiten an der Gesamt-
flotte dauerhaft nicht ausreichen. Außerdem sind aufwändige Überführungsfahrten 
zwischen Hannover und Braunschweig notwendig. Alternativstandorte sind nach 
Kenntnis des Senats nicht in vertiefter Prüfung. 
 
 
Anfrage 10: Sicherheitskonzept der Feierlichkeiten zum Tag der Deutschen Ein-
heit 2026 
Anfrage des Abgeordneten Holger Fricke und die Gruppe Bürgerallianz Bre-
men/Bremerhaven 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Welche Schutzmaßnahmen plant die Innenbehörde vom 2. bis zum 4. Oktober in 
Bremen und Bremerhaven, um die Sicherheit für Besucher der Festmeile am Tag der 
Deutschen Einheit zu gewährleisten?  
 
2. Wird ein Demonstrationsverbot (wie bereits 1994) während der Feierlichkeiten und 
der Veranstaltungstage in Erwägung gezogen? 
 
3. Plant die Innenbehörde zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen, sollte in Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-Anhalt die AfD als Wahlsieger oder sogar als zukünftige 
Landesregierungen in die Landtage einziehen? 
 
Zu Frage 1: 
Zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung auf der Festmeile wird 
ein mehrstufiges Sicherheitskonzept umgesetzt, das auf einer lagebezogenen Gefah-
renprognose basiert und verschiedene operative Maßnahmen miteinander kombi-
niert. 
 
Hierzu gehören insbesondere eine umfassende Präsenz der Sicherheitsbehörden, 
bauliche und organisatorische Maßnahmen und die Durchsetzung des gesetzlichen 
Waffen- und Messerverbots für öffentliche Veranstaltungen. Das Gesamtkonzept für 
den Tag der Deutschen Einheit befindet sich derzeit noch in der Abstimmung.  
 
Aktuell liegen keine Erkenntnisse vor, die auf eine konkrete Gefährdung hinweisen 
oder eine erhöhte Gefahrenlage begründen. 
 
Zu Frage 2: 
Die Versammlungsfreiheit nach Art. 8 GG stellt ein besonders hohes Schutzgut dar. 
Eingriffe wie die Untersagung einer Demonstration im Jahre 1994 sind nur unter en-
gen verfassungsrechtlichen Voraussetzungen zulässig und erfordern stets eine kon-
krete, belastbare Gefahrenprognose im Einzelfall.  
 
Ein generelles Demonstrationsverbot wird nicht in Erwägung gezogen. 
 
Zu Frage 3: 
Die Sicherheitsmaßnahmen für die Feierlichkeiten zum Tag der Deutschen Einheit 
werden ausschließlich auf Grundlage einer lagebezogenen Gefahrenprognose festge-
legt. Hierbei werden alle relevanten sicherheitsbehördlichen Erkenntnisse berücksich-
tigt, unabhängig von Wahlergebnissen in anderen Ländern. 
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Entscheidend ist vielmehr die konkrete Gefährdungslage im Zusammenhang mit der 
Veranstaltung selbst. 
 
 
Anfrage 11: Freier Zugang zu alten Abschlussklausuren? 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Franziska Tell, Dr. Emanuel Herold und Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Inwiefern besteht aktuell für bremische Schüler:innen und Lehrkräfte die Möglich-
keit, zur Vorbereitung auf Abschlussprüfungen, auf alte Abschlussklausuren (zum Bei-
spiel Mittlerer Schulabschluss [MSA], Abitur, Fachhochschulreife) zuzugreifen, und 
welche konkreten Plattformen werden dafür genutzt? 
2. Welche Voraussetzungen müssen im Land Bremen erfüllt sein, damit alte Klausuren 
öffentlich zugänglich gemacht werden können, und wie bewertet der Senat die aktu-
elle Regelung? 
 
3. Plant der Senat, den Zugang zu alten Abschlussklausuren zu vereinfachen und so 
Transparenz und Chancengleichzeit zu gewährleisten – etwa durch eine kostenfreie, 
frei zugängliche Online-Datenbank? 
 
Zu Frage 1: 
Entsprechend der aktuellen Regelung können die bremischen Schüler:innen über das 
Transparenzportal Bremen auf die vorherigen Prüfungen (Prüfungen zu den Abschlüs-
sen der Sekundarstufe I und Abitur) zugreifen. Aus urheberrechtlichen Gründen wer-
den lediglich Quellentexte entfernt; die jeweiligen Quellenverweise bleiben erhalten. 
Zusätzlich stehen auf der Homepage des IQB bundesweite Abiturprüfungen als 
Übungsmaterial zur Verfügung. 
 
Lehrkräfte können die Prüfungen der Sekundarstufe I der vergangenen Jahre kosten-
frei über ein digitales Prüfungsportal des LIS abrufen. Für die Abiturprüfungen be-
steht für Lehrkräfte zudem ein kostenfreier Zugang über itslearning. 
 
Für Bremerhaven gilt das gleiche Verfahren, dort wird ebenfalls auch der theoretische 
Teil der Fachhochschulreife veröffentlicht. 
 
Die zentralen Abschlussprüfungen der Beruflichen Bildung (einjährige berufsvorberei-
tende Berufsfachschulen/Fachoberschule/Berufsoberschule) der vorherigen Jahre 
stehen den Lehrkräften kostenfrei über itslearning zur Verfügung.  
Nicht zentral erstellte Prüfungen (z.B. berufliche Fächer und Lernfelder) werden von 
den Fachlehrkräften an den Schulen erstellt.  
 
Zu Frage 2: 
Die genannten Klausuren sind bereits öffentlich und kostenfrei zugänglich. Einschrän-
kungen bestehen lediglich hinsichtlich urheberrechtlich geschützter Materialien, bei-
spielsweise bei Quellentexten Der Senat bewertet die bestehenden Regelungen und 
kostenfreien Materialzugänge in Bremen und Bremerhaven positiv, insbesondere im 
Vergleich zu anderen Bundesländern, wo die Prüfungsaufgaben der Vorjahre teilweise 
nur kostenpflichtig über gewerbliche Verlagsangebote erworben werden können. Die 
Möglichkeit der kostenfreien Prüfungsvorbereitung ist auch eine Frage praktizierter 
Bildungsgerechtigkeit.  
 
Zu Frage 3: 
Die Klausuren sind bereits zum jetzigen Zeitpunkt kostenfrei zugänglich. 
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Anfrage 12: BGG-Reform auf dem Abstellgleis: Aufgeschoben, ignoriert, aus-
sortiert? 
Anfrage der Abgeordneten Sahhanim Görgü-Philipp, Dr. Emanuel Herold und 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie bewertet der Senat den aktuellen Stillstand der Behindertengleichstellungsge-
setz-Reform (BGG-Reform) im Bundestag, und welche konkreten Nachteile hat diese 
Untätigkeit auf Bundesebene für die Menschen mit Behinderungen im Land Bremen? 
 
2. Wie beurteilt der Senat die Pläne im gestoppten Gesetzentwurf, dass private Unter-
nehmen keine Barrieren abbauen müssen und Betroffene auch keinen Schadenser-
satz fordern können? 
 
3. Welche rechtlichen Möglichkeiten – etwa über das bremische Baurecht oder bei 
der Vergabe von Landesaufträgen – wird der Senat nutzen, um private Unternehmen 
hier in Bremen strenger zur Barrierefreiheit zu verpflichten? 
 
Zu den Fragen 1 bis 3: 
Der Senat misst einer Weiterentwicklung des Behindertengleichstellungsrechts eine 
hohe Bedeutung bei. Die erste Lesung im Bundestag ist am 7. Mai 2026 erfolgt. Der 
Senat begrüßt, dass mit der Reform einzelne wichtige Regelungen – etwa zur Aner-
kennung von Assistenzhunden – umgesetzt werden.  
 
Menschen mit Behinderungen verbinden mit der Reform berechtigte Erwartungen an 
eine stärkere gesellschaftliche Teilhabe und einen verbesserten Abbau von Barrieren. 
Diese Erwartungen werden durch den aktuellen Gesetzentwurf jedoch nur teilweise 
erfüllt. Dies gilt insbesondere mit Blick auf weiterhin fehlende verbindliche Regelun-
gen zur Barrierefreiheit und Gleichstellungspflichten in der Privatwirtschaft. 
 
Nach Abschluss des Bundesgesetzgebungsverfahrens wird der Senat prüfen, ob An-
passungen des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes erforderlich sind. 
 
 
Anfrage 13: Pflegearmut in Bremen: Wie steuert der Senat gegen? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Aus welchen Gründen erhalten nach Ansicht des Senats zahlreiche armutsbe-
troffene Pflegebedürftige in Bremen die ihnen zustehenden Hilfen nicht?  
 
2. Wie stellt der Senat sicher, dass gesetzliche Ansprüche in Bremen einheitlich um-
gesetzt werden und ein niedrigschwelliger Zugang möglich ist? 
 
3. Welche Maßnahmen plant der Senat, um die Inanspruchnahme der Hilfe zur Pflege 
zukünftig zu erhöhen? 
 
Zu Frage 1: 
Die Hilfe zur Pflege setzt einen Antrag voraus. Sie wird gewährt, wenn die rechtlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind, insbesondere dann, wenn die notwendigen pflegeri-
schen Bedarfe nicht selbständig finanziert werden können. Es liegen keine Informati-
onen dazu vor, in welchem Umfang mögliche Ansprüche nicht genutzt werden.  
Gerade ältere Menschen, die ambulante Leistungen bekommen, scheuen oftmals den 
Weg in die Sozialhilfe. Dazu kommt, dass sehr viele pflegebedürftige Menschen das 
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Pflegegeld in Anspruch nehmen und damit die Pflege im familiären Kontext geleistet 
wird. In diesen Fällen ist ein Anspruch auf Hilfe zur Pflege rechtlich ausgeschlossen. 
In Bremen werden etwa 88% aller pflegebedürftigen Menschen mit Anspruch auf 
Leistungen durch die Pflegeversicherung ambulant versorgt. Davon erhalten knapp 
70% die notwendige Pflege mit Hilfe von An- und Zugehörigen. Insbesondere zum 
Thema „Pflege“ gibt es in Bremen diverse Beratungs- und Unterstützungsstellen, die 
dafür sorgen, dass pflegebedürftige Menschen und ihre An- und Zugehörigen über 
die entsprechenden Leistungsansprüche informiert werden. Hier sind insbesondere 
die Pflegestützpunkte, aber auch die Pflegeberatung der Pflegekassen im Land Bre-
men oder die 17 Dienstleistungszentren, zu nennen. 
 
Zu Frage 2: 
Die einheitliche Umsetzung gesetzlicher Leistungsansprüche der Hilfe zur Pflege 
nach dem SGB XII wird vor allem durch interne Vorgaben sichergestellt. Zusätzlich 
helfen regelmäßige Fortbildungen und fachlicher Austausch dabei, eine möglichst 
einheitliche Entscheidungspraxis zu erreichen. 
Bürger:innen können Leistungen direkt beim Amt für Soziale Dienste oder beim Sozi-
alamt Bremerhaven beantragen. Außerdem stehen Beratungsangebote wie die Pfle-
gestützpunkte zur Verfügung. Mit diesen bestehen enge Kooperationen, sodass An-
träge auch niedrigschwellig gestellt werden können. 
 
Zu Frage 3: 
Die Beratung stellt ein zentrales Element dar, um pflegebedürftige Menschen mit 
möglichem Anspruch auf Hilfe zur Pflege zu erreichen. Dazu gehören u. a. die Pflege-
stützpunkte und die Dienstleistungszentren. Seit Januar 2026 gibt es den Bremer 
Hausbesuch, bei dem ebenfalls individuell passende Unterstützungsangebote vorge-
schlagen werden können. 
Seit 2023 wendet sich die Stadt Bremerhaven zudem mit dem Bremerhavener Haus-
besuch „BerTA“ – Beratung für Teilhabe im Alter – an Senior*innen, informiert über 
Unterstützungsangebote und stellt Kontakt zu weiterführenden Hilfen her. 
 
 
Anfrage 14: Auswirkungen der Honorarkürzungen in der Psychotherapie 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie bewertet der Senat die psychotherapeutische Versorgung im Land Bremen, 
auch mit Blick auf die Entwicklung von Nachfrage und freien Kapazitäten in den ver-
gangenen drei Jahren? 
 
2. Welche Auswirkungen haben die jüngsten Vergütungsabsenkungen in der Psycho-
therapie auf die Wartezeiten für Patientinnen und Patienten im Land Bremen?  
 
3. Welche Möglichkeiten sieht der Senat auf Landesebene, die ambulante psychothe-
rapeutische Versorgung zu stabilisieren? 
 
Zu Frage 1:  
Fachleute und Patient:innen berichten seit Jahren über eine sehr unzureichende Ver-
sorgungslage, in der die Nachfrage nach Therapieplätzen deutlich höher ist als die 
Kapazitäten der niedergelassenen Psychotherapeut:innen. Damit weicht die Versor-
gungsrealität deutlich von der durch die Kassenärztliche Vereinigung festgestellte 
rechnerische Überversorgung ab, dies ist im bundesweiten Vergleich ähnlich.  
Der Grund für diese Abweichungen liegt in der Tatsache begründet, dass die wesent-
lichen Grundlagen für die Bedarfsplanung für Psychotherapie seit ihrer Einführung im 
Jahr 1999 nicht mehr verändert wurden. Auch die Tatsache der deutlich gestiegenen 
Bereitschaft der Bevölkerung, psychotherapeutische Behandlung in Anspruch zu neh-
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men sowie steigende Zahlen von psychischen Erkrankungen führen zu keinen Ände-
rungen bei den Zulassungen. Eine Reform der Bedarfsplanung wird seit vielen Jahren 
auch von Bremen deutlich gefordert, hierfür bedarf es jedoch der Anpassung von 
Bundesgesetzen.  
 
Zu Frage 2: 
Die Wartezeiten auf einen Platz für eine psychotherapeutische Behandlung werden 
nicht zentral erfasst, so dass Aussagen über Schwankungen nicht valide möglich sind. 
Zudem sind die Vergütungsabsenkungen erst seit dem 01.04.2026 in Kraft, so dass 
noch keine konkreten Auswirkungen in der Praxis beurteilt werden können.  
Die Psychotherapeutenkammern auf Landes- und Bundesebene warnen vor einem 
Anstieg der Wartezeiten, insbesondere für gesetzlich Versicherte. 
 
Zu Frage 3:  
Die psychotherapeutische Versorgungssituation liegt in der Verantwortung der Kas-
senärztlichen Vereinigungen und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung. Bei der 
Bedarfsplanung greifen verschiedene Zuständigkeiten und Steuerungsmöglichkeiten 
auf Bundes- und Landesebene ineinander. Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-
BA) ist gesetzlich beauftragt, einen bundeseinheitlichen Planungsrahmen zu definie-
ren. Auf Landesebene werden durch die Kassenärztlichen Vereinigungen im Einver-
nehmen mit den Krankenkassen Bedarfspläne aufgestellt, die regionale Besonderhei-
ten berücksichtigen können. Im Land Bremen werden die Kürzungen teilweise über 
den seit 2022 laufenden Vertrag „Psychische Gesundheit“ abgefedert. Dieser adres-
siert jedoch lediglich Versicherte der AOK Bremen/Bremerhaven sowie der hkk. Ziel 
ist es, Betroffene schneller in passende Hilfen zu steuern, Therapieabbrüche und un-
nötige Klinikaufenthalte zu vermeiden und ambulante, digitale sowie sozialpsychiatri-
sche Angebote besser zu verzahnen. 
Die psychotherapeutische Versorgung wird also im Rahmen des in Deutschland gel-
tenden Prinzips der Selbstverwaltung durch die Träger des Gesundheitswesens selbst 
organisiert. Der Staat gibt dabei die gesetzlichen Rahmenbedingungen vor. Der Senat 
hat aus diesem Grund wenig Einflussmöglichkeiten auf die Steuerung der psychothe-
rapeutischen Behandlungskapazitäten.  
Im Rahmen der Beteiligung am Zulassungsausschuss und in Kooperationsgesprä-
chen zur Versorgungssituation weist die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Ver-
braucherschutz immer wieder auf die dringend notwendige Stärkung der ambulanten 
psychotherapeutischen Versorgung hin.  
Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz hat zudem ein Schrei-
ben an die Bundesministerin für Gesundheit gerichtet, um auf die drohende Schwä-
chung der ambulanten Versorgungs-struktur und die Gefahr einer Verknappung von 
Behandlungsplätzen für gesetzlich Versicherte durch die Honorarkürzung hinzuwei-
sen. Das BMG wurde gebeten, den Beschluss im Rahmen der bestehenden Rechtsauf-
sicht sorgfältig zu prüfen und Einschnitte in die ambulante psychotherapeutische 
Versorgung zu verhindern. 
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Anfrage 15: Kürzungen beim Bundesprogramm „Demokratie leben!“ 
Anfrage der Abgeordneten Dariush Hassanpour, Miriam Strunge, Nelson 
Janßen, Sofia Leonidakis und Fraktion Die Linke 
vom 16. April 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Liegen dem Senat bereits Erkenntnisse vor, ob und in welchem Umfang durch die 
von der Bundesministerin für Bildung, Familie, Senioren Frauen und Jugend angekün-
digten Änderungen beim Bundesprogramm „Demokratie leben“ auch geförderte Pro-
jekte im Land Bremen betroffen sein werden? 
 
2. Welche Spielräume sieht der Senat, mögliche Kürzungen des Programms „Demo-
kratie Leben!“ durch die Bundesregierung bei Bremer Projekten aufzufangen und so 
die Arbeit dieser Projekte abzusichern? 
 
3. Wie bewertet der Senat die Absicht der genannten Bundesministerin, mitten in der 
laufenden Förderperiode das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ erheblich umzu-
bauen und dabei bundesweit renommierte Projekte, auf deren Expertise auch im 
Land Bremen regelmäßig zurückgegriffen wird, nicht weiter zu fördern? 
 
Zu Frage 1: 
Es sind drei Projekte im Land Bremen durch die Änderungen im Bundesprogramm 
„Demokratie leben!“ betroffen: 
 
Durch die Streichung der Programmsäule „Bundeszentrale Infrastruktur“ fällt die För-
derung der Fachstelle „Rechtsextremismus und Familie“ (kurz RuF) im LidiceHaus 
weg. RuF ist eine bundesweit tätige Koordinations- und Fachstelle. Sie arbeitet zum 
Einfluss von Rechtsextremismus auf die Sozialisation und das Zusammenleben in Fa-
milien. Aktuell ist die Fachstelle noch Teil des Kooperationsverbundes gegen Rechts-
extremismus im Bundesprogramm „Demokratie leben!“, der Ende des Jahres einge-
stellt wird. 
 
Auch in der Programmsäule der Innovationsprojekte kommt es zu Veränderungen. 
Davon sind folgende Maßnahmen betroffen: 
 
Das Innovationsprojekt „Open Spaces – Neighborhood“ ist im Land Bremen tätig und 
setzt auf Begegnungsformate als Grundlage für Empowerment, Dialog und gleichbe-
rechtigte Teilhabe im Quartier. 
 
Das Innovationsprojekt "E‐DIT Plus: Elternkonferenzen für Demokratische Integration 
und Teilhabe in strukturschwachen Regionen“ Das Projekt wird in Bremen, Weimar, 
Hildesheim und Berlin umgesetzt. Es hilft und vermittelt Eltern im Kontakt mit Regel-
strukturen. 
 
Zu Frage 2: 
Für eine Weiterfinanzierung der Projekte stehen aktuell keine Landesmittel zur Verfü-
gung. 
 
Zu Frage 3: 
Die Bedeutung von „Demokratie leben!“ für unsere vielfältige und demokratische Ge-
sellschaft ist groß. Die über das Bundesprogramm in Bremen geförderten Projekte 
leisten einen wichtigen Beitrag für ein respektvolles Miteinander und den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt. Die zu erwartenden Kürzungen in den Programmberei-
chen „Innovationsprojekte“ und „Bundeszentrale Infrastruktur“ sind bedauerlich, weil 
die Änderungen bundesweit das Engagement von zahlreichen zivilgesellschaftlichen 
Initiativen und Vereinen gefährden. 
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Anfrage 16: Auswirkung auf die Beamtenbesoldung nach dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts 
Anfrage der Abgeordneten Piet Leidreiter, Jan Timke und Fraktion BÜNDNIS 
DEUTSCHLAND 
vom 17. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Mehrkosten für die Beamtenbesoldung müsste der Bremer Senat nach 
Maßgabe des hierzu ergangenen Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 17. No-
vember 2025 (Aktenzeichen 2 BvL 5/18) einpreisen?  
 
2. Welche zusätzlichen Kosten würden dem Land Bremen tatsächlich entstehen, wenn 
die von Bundesinnenminister Alexander Dobrindt für den Bund geplanten Maßnah-
men zur Beamtenbesoldung analog auf das Land Bremen übertragen werden würden? 
 
3. Welche Maßnahmen zur Konsolidierung der Personalkosten wird der Senat ergrei-
fen, um die Mehrbelastungen für den Landeshaushalt durch die unausweichlichen An-
passungen der Beamtenbesoldung zu kompensieren?  
 
Zu Frage 1: 
Die Auswirkungen des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Septem-
ber 2025, veröffentlicht am 19. November 2025, zum Besoldungsrecht des Landes 
Berlin auf das bremische Besoldungsrecht wird derzeit vom Senator für Finanzen 
fachlich geprüft und mit den anderen Ländern erörtert. Die Prüfung ist noch nicht ab-
geschlossen. Daher ist derzeit keine Aussage möglich. 
 
Zu Frage 2: 
Eine Übertragung der Regelungen des Referentenentwurfs zum Bundesalimentations-
gesetz auf das bremische Besoldungsrecht ist nicht möglich, da sich nach den Vorga-
ben des Bundesverfassungsgerichts die Anpassung der Bundesbesoldung an den Er-
gebnissen des Tarifvertrages öffentlicher Dienst, also Bund und Kommunen, orientiert 
und nicht an den Ergebnissen des Tarifvertrages des öffentlichen Dienstes der Län-
der. Weiterhin ist die Grundgehaltstabelle des Bundes bei aufsteigenden Gehältern 
abweichend vom bremischen Recht strukturiert und die Hinzuverdienstregelung des 
Bundes in Fällen der kinderbezogenen Alimentation von Beamtenfamilien ist abwei-
chend gestaltet.  
 
Zu Frage 3: 
Der Senat hat bereits im Jahr 2024 ein Personalkonzept zur Konsolidierung der Per-
sonalkosten beschlossen, welches seit 2025 umgesetzt wird. Kern des Konzeptes ist 
ein Konstant-Halten des Personalbestandes der öffentlichen Verwaltung sowie ein 
moderates Wachstum von Beschäftigung bei den Themen Innere Sicherheit, Bildung, 
Kita und Steuerverwaltung. 
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Anfrage 17: Haftentlassene ohne Personalausweis - Resozialisierung ade? 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Simon Zeimke, Dr. Wiebke Winter 
und Fraktion der CDU 
vom 21. April 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat Berichte aus der Praxis, wonach Haftentlassene in Bremen 
aufgrund der fortschreitenden Digitalisierung der Bürgerservicecenter und fehlender 
angepasster Verfahren in der Justizvollzugsanstalt (JVA) Bremen zum Zeitpunkt ihrer 
Entlassung häufig nicht im Besitz eines gültigen Personalausweises sind und dadurch 
erhebliche Probleme beim Zugang zu Sozialleistungen, Arbeit, Wohn- und Integrati-
onsangeboten entstehen? 
 
2. Welche konkreten Zuständigkeiten und Verfahrensabläufe bestehen derzeit zwi-
schen JVA-Sozialdienst, Amt für Soziale Dienste und Jobcenter zur Sicherstellung ei-
nes nahtlosen Leistungsbezugs, um Unterkunft und Lebensunterhalt zu gewährleisten 
und welche Bedeutung misst der Senat in diesem Zusammenhang dem Besitz eines 
gültigen Personalausweises bei? 
 
3. Welche Maßnahmen wird der Senat ergreifen, um sicherzustellen, dass Haftentlas-
sene künftig bereits bei ihrer Entlassung über gültige Ausweisdokumente verfügen 
und unmittelbar Zugang zu Leistungen wie dem Bürgergeld erhalten, um Resozialisie-
rung zu stärken und Rückfallrisiken zu reduzieren? 
 
Zu Frage 1: 
Haftentlassene aus der JVA Bremen werden nicht ohne einen vorläufig gültigen Per-
sonalausweis entlassen. Damit sind sie bei Haftentlassung mit einem gültigen Aus-
weisdokument ausgestattet. Die Beschaffung eines Ausweisdokumentes ist ein zent-
raler Punkt im Rahmen der Entlassungsvorbereitung.  

Zu Frage 2: 
Der Leistungsbezug für die Zeit nach der Haftentlassung wird bereits während der 
Haft durch den Sozialdienst der JVA Bremen initiiert.  

Ein wesentlicher Baustein ist hierbei die am 28.07.2025 unterzeichnete Kooperati-
onsvereinbarung zwischen der Senatorin für Justiz und Verfassung, der Justizvoll-
zugsanstalt Bremen, den Sozialen Diensten der Justiz im Land Bremen, dem Jobcen-
ter Bremen und der AOK Bremen/Bremerhaven, die als vorbildlich bezeichnet werden 
kann. Diese regelt das Verfahren der Leistungsbeantragung sowie die Zusammenar-
beit zwischen dem internen Sozialdienst der JVA, dem Jobcenter und der AOK – von 
der Antragstellung über eine Videoberatung bis hin zur Leistungsgewährung. Ziel ist 
es, dass leistungsberechtigte Gefangene bereits 14 Tage vor Haftende einen vorläufi-
gen Leistungsbescheid sowie einen Termin zur persönlichen Vorsprache beim Job-
center für die Zeit nach der Entlassung erhalten. Zur Sicherstellung eines durchge-
henden Krankenversicherungsschutzes wird der Bescheid zudem an die AOK über-
mittelt. Bei dem beschriebenen Verfahren muss der Gefangene über ein gültiges Aus-
weisdokument verfügen. 

Hinsichtlich der Wohnraumversorgung ist festzustellen, dass die eigenständige Woh-
nungssuche während der Haft aufgrund des angespannten Wohnungsmarktes häufig 
nicht erfolgreich ist. Gefangene mit entsprechendem Unterstützungsbedarf können 
daher – auf Wunsch – in betreute Wohneinrichtungen vermittelt werden. Steht am Tag 
der Entlassung keine Unterkunft zur Verfügung, besteht zudem die Möglichkeit, über 
die Zentrale Fachstelle Wohnen eine vorübergehende Unterbringung zu erhalten. 
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Zu Frage 3: 
Der Ablauf zur Ausweisbeschaffung wird derzeit mit dem beabsichtigten Ziel überar-
beitet, die Inhaftierten bei Haftentlassungen mit einem nicht nur vorläufigen Perso-
nalausweis inklusive digitaler Funktionen auszustatten. Dieses erscheint vor allem vor 
dem Hintergrund des ansonsten doppelten Verwaltungsaufwandes bei den Bürger-
Service-Centern unerlässlich und verbessert die Partizipationsmöglichkeiten Haftent-
lassener. 

 
Anfrage 18: Entwicklung und Prävention von durch Zecken übertragenen Krank-
heiten im Land Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 28. April 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie haben sich die ambulanten und stationären Fallzahlen von Borreliose- und 
Früh-sommer-Meningoenzephalitis (FSME)-Erkrankungen im Land Bremen in den 
vergangenen fünf Jahren entwickelt? 
 
2. Wie viele schwere Krankheitsverläufe und Todesfälle im Zusammenhang mit Borre-
liose und FSME wurden im Land Bremen in diesem Zeitraum registriert? 
 
3. Welche konkreten Maßnahmen ergreift der Senat zur Prävention von Zeckensti-
chen, insbesondere mit Blick auf besonders gefährdete Gruppen, wie Kinder oder 
Personen mit viel Aufenthalt im Freien, und wie arbeiten Ärzte, Gesundheitsämter und 
Krankenkassen dabei zusammen? 
 
Zu Frage 1: 
In den letzten fünf Jahren wurde im Land Bremen lediglich ein FSME-Fall in 2024 ge-
meldet, der jedoch nicht in Bremen erworben wurde. Insgesamt sind in den vergan-
genen 25 Jahren nur zwei FSME-Fälle bekannt, beide mit Infektionsort im Ausland. 
Die Zahlen lassen keine Prognose für die Entwicklung der FSME-Fälle im Land Bre-
men zu.  
 
Hinsichtlich der Borreliose-Erkrankungen bei im Land Bremen wohnhaften Patienten, 
die stationär behandelt wurden, stellen sich die Zahlen von 2020 bis 2024 wie folgt 
dar:  
 

• 22 Fälle im Jahr 2020,  
• 20 in 2021,  
• 21 in 2022,  
• 29 in 2023,  
• 26 in 2024.  

 
Daten für 2025 liegen noch nicht vor. Aufgrund der niedrigen Fallzahlen ist kein ver-
lässlicher Trend erkennbar. Die Erfassung der ambulant behandelten Borreliose-Fälle 
ist derzeit aufgrund einer IT-Umstellung bei der Kassenärztlichen Vereinigung Bre-
men vorübergehend nicht möglich. 
 
Zu Frage 2: 
Zu der Frage eines schweren Krankheitsverlaufs in Zusammenhang mit Borreliose 
oder FSME liegen der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz keine 
Informationen vor. Im Land Bremen gab es im Zeitraum 2020-2024 jedoch keine 
Sterbefälle mit Todesursache Borreliose oder FSME in der Bremer Wohnbevölkerung.  
 
Zu Frage 3: 
Zu FSME und Borreliose bieten die Gesundheitsämter in Bremen und Bremerhaven 
für Bürger:innen auf Nachfrage Informationen zu den Übertragungswegen und 



- 19 - 

 

Umdruck Fragestunde Landtag 
 

Schutzmaßnahmen der von Zecken übertragenen Infektionserkrankungen an. Im 
Rahmen einer allgemeinen Impfberatung und sogenannten Impfpass- Checks wer-
den die Bürger:innen in Bremerhaven durch das dortige Gesundheitsamt über die 
Möglichkeit einer Schutzimpfung gegen FSME bei Reisen in Risikogebiete aufgeklärt 
und an das niedergelassene System verwiesen.  
 
Insgesamt stellen Zecken in unserer Region keine erhebliche Gesundheitsgefähr-
dung dar. Die epidemiologische Lage erlaubt es daher, auf weitreichende Interventio-
nen zu verzichten, ohne die öffentliche Gesundheit zu gefährden. Die derzeitigen Prä-
ventions- und Kontrollstrategien werden als angemessen und ausreichend bewertet, 
um das Risiko für die Bevölkerung zu minimieren.  
Dennoch bleibt eine kontinuierliche Überwachung und Bewertung der Situation uner-
lässlich, um bei Veränderungen zeitnah reagieren zu können. 
 
 
Anfrage 19: Verbesserung der verkehrlichen Anbindung des Stadtteils Blument-
hal mit der Regio-S-Bahn an die Bremer Innenstadt 
Anfrage der Abgeordneten Anja Schiemann, Falk Wagner, Ute Reimers-Bruns,  
Mustafa Güngör und Fraktion der SPD 
vom 4. Mai 2026 
 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat die derzeitige Verkehrsanbindung des Stadtteils Blument-
hal insbesondere in Bezug auf die Erreichbarkeit der Bremer Innenstadt? 
 
2. Welche Bedeutung misst der Senat einer verbesserten verkehrlichen Anbindung 
Blumenthals mit der Regio-S-Bahn für die städtebauliche, wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung des Stadtteils bei? 
 
3. Inwiefern sieht der Senat die Möglichkeit, durch die Einführung eines 15-Minuten-
Takts der Regio-S-Bahn die Anbindung des Stadtteils an die Bremer Innenstadt wei-
ter zu verbessern und welche konkreten Schritte unternimmt er hierzu? 
 
Zu Frage 1: 
Die Erschließung und Anbindung des Stadtteils Blumenthal durch den Öffentlichen 
Personennahverkehr ist grundsätzlich als gut zu bezeichnen. Insbesondere mit der 
Wiederinbetriebnahme der Farge-Vegesacker Eisenbahn für den Personenverkehr 
Ende 2007 und der Integration in das Netz der Regio-S-Bahn Bremen/Niedersachsen 
Ende 2011 ist die Anbindung des Bremer Nordens über das Zentrum Vegesacks hin-
aus an die Bremer Innenstadt und die gesamte Region deutlich verbessert worden. 
Der straßengebundene Öffentliche Personennahverkehr in Blumenthal weist ein dich-
tes Angebot mit einer überwiegend guter Erschließungsqualität auf. Die Buslinien 
bieten direkte Fahrtmöglichkeiten in Richtung Gröpelingen. An den Haltepunkten der 
Regio-S-Bahn bestehen Umstiegsmöglichkeiten zur Fahrt in die Innenstadt. 
 
Zu Frage 2: 
Bremen-Blumenthal verfügt als Stadtteil mit fünf Bahn-Haltepunkten heute über eine 
äußerst dichte räumliche Erschließung im Schienenverkehr, die an der Spitze aller 
bremischen Stadtteile liegt. Auch die zeitliche Erschließung im Schienengebundenen 
Personennahverkehr ist mit der ganztägigen 30-Minuten-Taktung montags bis sonn-
tags dichter als vergleichbare Linien im Großraum Bremen bei ähnlichen Fahrgast-
zahlen. 
 
Im Rahmen der Umsetzung der Stufe 2 der Angebotsoffensive der BSAG wird eine 
weitere Verbesserung des ÖPNV-Angebots in Bremen Nord angestrebt. Dazu laufen 
aktuell die konzeptionellen Planungen. Möglichkeiten einer optimierten Verknüpfung 
zwischen SPNV und ÖPNV werden dabei mitgedacht. 
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Genau beobachten wird der Senat die Nachfragewirkung durch die schrittweise Inbe-
triebnahme des Berufsschulcampus in der alten Baumwollkämmerei. Hier werden die 
Kapazitäten nach Möglichkeit bedarfsweise angepasst. 
 
Zu Frage 3: 
Die Verlängerung des 15-Minuten-Taktes von Bremen Mitte über Bremen-Vegesack 
hinaus bis nach Bremen-Blumenthal ist im Zielnetz des aktuell gültigen SPNV-Plans 
des Landes Bremen enthalten. Diese Angebotsverdichtung birgt Herausforderungen 
in den Bereichen Betriebsqualität, Infrastruktur, Fahrzeugverfügbarkeit und Kosten. 
Alle Teilaspekte müssen intensiv geprüft und erst nach einem positiven Ergebnis 
kann eine Angebotsverdichtung realistisch geplant werden. Die Prüfung der Teilas-
pekte läuft bereits. So ist Anfang Mai 2026 ein Probebetrieb durchgeführt worden, 
den die Nordwestbahn, die Farge-Vegesacker-Eisenbahn und die senatorische Be-
hörde für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung derzeit auswerten. Über diese Ergeb-
nisse und sich daran anschließende weitere Schritte hin zu einer Realisierung wird 
die Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung voraussichtlich im in der Sit-
zung am 10. September 2026 informiert. 
 
 
Anfrage 20: Nutriajagd im Land Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Frank Imhoff, Hartmut Bodeit, Dr. Wiebke Winter 
und Fraktion der CDU 
vom 5. Mai 2026  
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie kommt der Senat seiner Verpflichtung laut § 48a des Gesetzes über Natur-
schutz und Landschaftspflege (BNatSchG) nach, gegen invasive Arten wie Nutrias vor-
zugehen und welche konkreten unterstützenden Maßnahmen, wie Zahlungen von Auf-
wandsentschädigungen, Anschaffung und Betreiben von Fallen oder sonstige Hilfe-
leistungen, leistet er dabei? 
 
2. Inwiefern ist der Senat bereit, durch das Erlauben von Nachtsichtgeräten für die 
Jagdausübungsberechtigten die Jagd der immer größer werdenden Population der 
Nutrias in Bremen und Bremerhaven zu erleichtern? 
 
3. Inwiefern ist für den Senat das Hamburger Modell der Nutriabejagung eine Alter-
native zur bremischen Praxis und inwiefern plant er, dieses Modell auch im Land Bre-
men einzuführen? 
 
Zu Frage 1: 
Für invasive Arten der Unionsliste werden von den Ländern gemeinsam Management- 
und Maßnahmenblätter erarbeitet, die als einheitliche Richtlinie und Grundlage für 
das Management dieser Arten dienen sollen.  
Die Umsetzung der entwickelten Maßnahmen liegt bei den Ländern.  
Im Land Bremen wurde für die Nutria eine Bejagung als sinnvolle Managementmaß-
nahme anerkannt. Nutria dürfen im Land Bremen ganzjährig bejagt werden. 
Über die Deichverbände wird je erlegtem Tier eine Entschädigung gezahlt. 
 
Zu Frage 2: 
In Bremen wird eine Vereinheitlichung mit der niedersächsischen Rechtslage über 
die Einschränkung des Verbots des Einsatzes von Nachtzieltechnik aus dem Bundes-
jagdgesetz geprüft. In Niedersachsen ist die Nutzung von bundeswaffenrechtlich zu-
lässiger Nachtsicht- und Nachtzieltechnik bei der Jagd auf Schwarzwild, Raubwild so-
wie Waschbär, Marderhund, Mink und Nutria pauschal erlaubt und die Jagdbehörde 
kann im Einzelfall weitere Ausnahmen für die Jagd auf andere Tierarten zulassen. 
 
 



- 21 - 

 

Umdruck Fragestunde Landtag 
 

Zu Frage 3: 
In Hamburg unterliegen die Nutria nicht dem Jagdrecht, sie können aber im Rahmen 
des Jagdschutzes durch die Jagdausübungsberechtigten innerhalb der Jagdbezirke 
bejagt werden.  
In Bremen wurden Nutria bereits mit der Novelle der Jagdzeitenverordnung vom 
03.06.2019 zum jagdbaren Wild erklärt und eine ganzjährige Jagdzeit festgesetzt. In-
sofern ist eine Änderung dieser Regelung nicht notwendig.  
 
 
Anfrage 21: Schwerbehinderte Beamte sind in § 5 Absatz 1a der Bremischen 
Arbeitszeitordnung n.F. von der Erhöhung der Arbeitszeit auf 41 Stunden aus-
genommen - Was ist mit Gleichgestellten? 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 5. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Inwiefern kann für den Beschluss Menschen mit Schwerbehinderung von der Ar-
beitszeiterhöhung für Beamte auszunehmen, in Anlehnung an die „Inklusionsverein-
barung“ der Freien Hansestadt Bremen, in der alle Absprachen und Zielsetzungen für 
Menschen mit Schwerbehinderung UND diesen gleichgestellten Menschen mit Behin-
derungen im Sinne des § 2 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) gelten, davon 
ausgegangen werden, dass auch hier die Kriterien der „Inklusionsvereinbarung“ de-
ckungsgleich angewendet werden und mit der Bezeichnung „schwerbehinderte Men-
schen“ ebenso diesen Gleichgestellten umfasst sind?  
 
a) Wie begründete der Senat die Entscheidung, sollten gleichgestellte schwerbehin-
derte Menschen mit einem Grad der Behinderung von weniger als 50, aber wenigs-
tens 30 Prozent entgegen der Ausführungen der „Inklusionsvereinbarung“ hier nicht 
umfasst sein?  
 
b) Wie viele Personen mit einem Grad der Behinderung zwischen 30 und 50 sind im 
öffentlichen Dienst Bremens aktuell den schwerbehinderten Personen mit einem 
Grad der Behinderung ab 50 gleichgestellt? 
 
Antwort auf Frage 1 und 2:  
Nach dem geltenden Recht erhalten schwerbehinderte Menschen im Sinne des § 2 
Absatz 2 SGB IX Nachteilsausgleiche, die ihrer besonderen Schutzbedürftigkeit 
Rechnung tragen. Die Ausnahme von der Erhöhung von der regelmäßigen wöchentli-
chen Arbeitszeit für Beamt:innen ist nach § 5a Absatz 1a Satz 1 Bremische Arbeits-
zeitverordnung entsprechend an den Status der Schwerbehinderung im Sinne des § 2 
Absatz 2 SGB IX geknüpft.  
Personen, die gemäß § 2 Absatz 3 SGB IX schwerbehinderten Menschen gleichge-
stellt sind, werden rechtlich zwar in bestimmten Bereichen vergleichbar behandelt, je-
doch nicht in allen. Insbesondere besteht kein genereller Anspruch auf sämtliche 
Nachteilsausgleiche, die schwerbehinderten Menschen vorbehalten sind. So haben 
schwerbehinderte Menschen nach § 208 Absatz 1 SGB IX Anspruch auf einen bezahl-
ten zusätzlichen Urlaub von fünf Arbeitstagen im Urlaubsjahr. Für Beamt:innen mit ei-
ner Gleichstellung nach § 2 Absatz 3 SGB IX gilt dieser Anspruch nicht.  
Auch die Inklusionsvereinbarung sieht hier eine Unterscheidung zwischen schwerbe-
hinderten Beamt:innen und ihnen gleichgestellten Beamt:innen vor. So erhalten auf 
Grund der Inklusionsvereinbarung Menschen mit einem Grad der Behinderung von 
30 oder 40 und einer Gleichstellung durch die Agentur für Arbeit einen Zusatzurlaub 
lediglich in den Fällen, in denen im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung festge-
stellt wurde, dass ihre Tätigkeit mit einer erheblichen körperlichen und/oder psychi-
schen Belastung verbunden ist. Zudem ist der Zusatzurlaub auf drei Tage begrenzt 
und wird lediglich für den Zeitraum gewährt, in dem tatsächliche Gefährdungen im 
Rahmen der Gefährdungsbeurteilung vorliegen.  
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Eine Gleichstellung der beiden Personenkreise findet daher auch unter Berücksichti-
gung der zwischen dem Senat und der Gesamtschwerbehindertenvertretung verein-
barten Inklusionsvereinbarung nicht in Bezug auf sämtliche Nachteilsausgleiche statt.  
Die Bremische Bürgerschaft (Landtag) hat in ihrer Sitzung am 22. April 2026 die Re-
gelung der Arbeitszeitermäßigung ausschließlich für schwerbehinderte, nicht für die-
sen gleichgestellte Beamt:innen beschlossen. Änderungsanträge zu dieser Regelung 
wurden im parlamentarischen Verfahren nicht gestellt. Sowohl auf Bundesebene als 
auch in den anderen Bundesländern, in denen vergleichbare Arbeitszeitregelungen 
Anwendung finden, wird die vorgesehene Ausnahmeregelung von der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit ausschließlich auf den Personenkreis mit einer anerkann-
ten Schwerbehinderung nach § 2 Absatz 2 SGB IX beschränkt und findet damit aus-
drücklich keine Anwendung auf den Personenkreis mit einer Gleichstellung nach § 2 
Absatz 3 SGB IX. 
 
Antwort auf Frage 3: 
Im Jahr 2024 (Stichtag 31.12.2024) gab es im öffentlichen Dienst in Bremen 25 Per-
sonen im Beamtenstatus mit einem Grad der Behinderung zwischen 30 und 50, die 
schwerbehinderten Personen mit einem Grad der Behinderung ab 50 gleichgestellt 
sind. 
 
 
Anfrage 22: Stilllegung, Rückbau oder Außerbetriebnahme von Gasanschlüssen 
Anfrage der Abgeordneten Muhlis Kocaağa, Olaf Zimmer, Sofia Leonidakis und 
Fraktion Die Linke 
vom 7. Mai 2026 
 
1. Welche Möglichkeiten zur Beendigung ihres Gasanschlusses haben Verbraucher:in-
nen in Bremen, wenn sie ihren Anschluss durch den Einbau einer Wärmepumpe oder 
den Anschluss an ein Wärmenetz nicht mehr benötigen? 
 
2. Werden den Verbraucher:innen von den hiesigen Netzbetreibern hierfür Kosten in 
Rechnung gestellt, und wenn ja, in welcher Höhe, und wie setzen sich diese Kosten 
zusammen? 
 
3. Wie schätzt der Senat das Vorgehen der Netzbetreiber beim Umgang mit nicht 
mehr benötigten Gasanschlüssen insbesondere im Hinblick auf das Urteil des Ober-
landesgerichts Oldenburg vom 5. Dezember 2025 (Aktenzeichen 6 UKL 2/25) in Bre-
men ein? 
 
Zu Frage 1: 
Laut wesernetz Bremen GmbH und wesernetz Bremerhaven GmbH können Verbrau-
cher:innen eine Abtrennung des Anschlusses beantragen, wenn sie ihren Gasan-
schluss in Bremen oder Bremerhaven nicht mehr benötigen, beispielsweise durch den 
Einbau einer Wärmepumpe oder den Anschluss an ein Wärmenetz. Diese Möglichkeit 
steht im Netzportal von wesernetz zur Verfügung. In der Regel können Installations-
betriebe bei der Abwicklung unterstützen. Zusätzlich ist eine Kündigung des Gaslie-
fervertrags beim jeweiligen Gaslieferanten erforderlich. 
 
Zu Frage 2:  
Die wesernetz Bremen GmbH und die wesernetz Bremerhaven GmbH haben mitge-
teilt, dass für die Beendigung eines Gasanschlusses derzeit keine Kosten durch we-
sernetz in Rechnung gestellt werden. 
 
Zu Frage 3:  
Das von der wesernetz Bremen GmbH und der wesernetz Bremerhaven GmbH mitge-
teilte Vorgehen bei der Stilllegung von Gasanschlüssen entspricht nach Auffassung 
des Senats dem Urteil des OLG Oldenburg von 5. Dezember 2025, wonach für die 
Stilllegung von Gasanschlüssen keine Kosten erhoben werden dürfen. Die Bundesre-
gierung beabsichtigt, durch eine Änderung in § 18 des Energiewirtschaftsgesetzes 
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(Bundestagsdrucksache 21/5440) eine eindeutige Regelung zu schaffen, derzufolge 
für die Stilllegung eines Gasanschlusses keine Kosten anfallen. 
 


